
Bundessozialgericht

Az„: „33 RA 47/65

I m N a m e n d e s V o l k e s

Zugestellt am
’

:,
U r t e i l

4
„ „ ‘7 Febr 4967

in dem Rechtsstreit

g e g e n

Kläger und RevisionsbéklagteQ

Der qqo Senat des Bundessozialgerichts hat 0 h n @

mündliche Verhandlung am 240 Januar 4967 durch

Senatspräsident Dro H a u e i s e n

‘ .
—Vorsitzender —‚

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dr° B u s s ‚
Bundessozialrichter L ä e r und

Bundessozialrichter K w i s t k o w 8 k i

für Recht erkannt:

40 Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom

ua Dezember 4964 wird aufgehoben„ *

20 Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozial—

gerichts München vom 45° Wovember 4962 wird zurück—

gewieseno

5„ Kosten sind-im Rechtsstreit nicht zu erstatten;”

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger erhält ab Januar 4960 Rente wegen
Berufsunfähig-

keit° Die Beklagte hat die Rente nach der neuen Rentenfor—

mel berechnet und im Bescheid vom 240 Juni 4964 einen mo—

natlichen Zahlbetrag von 47,60 DM festgestellt° Der Klä—

ger will auf Grund von Art„ 2 5 44 des Angestelltenversi-

cherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) eine höhere Rente9

er begehrt die Berechnung nach altem Recht° Mit seiner

Klage hatte er erst vor dem Landessozialgericht (LSG) Er—

folg° Nach den Feststellungen des LSG hat der seit 4950 als

selbständiger Schneiderméister in die Handwerksrolle ein—

getragene Kläger
von Januar 4952 bis Januar 4960 durchge-

hend Pflichtbeiträge zur Handwerkerversorgung geleistet‚f ‚{

die 42 Monatsbeiträge für 4956 hat er allerdings erst

4958 entrichteto Das LSG hielt die Voraussetzungen des

Art° 2 5 44 AnVNG (i°d‚F° vor dem Rentenversicherungs—Än—

derungsgesetz —RVÄndG—) für erfüllt; es nahm dabei am>
daß "aus den vor dem 40 Januar 4957 entrichteten Beiträ-

gen die Anwartschaft zu diesem Zeitpunkt nach den bis dahin

geltenden Vorschriften erhalten war" (20 Satz 4„ Halbsatz)°

Die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)9 die bei

der Prüfung dieser Anwartsohaft später entrichtete Bei—

träge unberücksichtigt lasse? betreffe‘nur freiwillige
Beiträge; sie habe den Zweck? eine nachträgliche "Renten—

‘spekulation" auszuschließen° Auf Handwerkerbeiträge lasse
sich diese Rechtsprechung nicht übertragen? weil die Hand—

werker bei unterlassener Beitragsleistung zur Nachentrich-

tung v&erpflichtet’seieno Ihre wirksam nachentrichteten

Pflichtbeiträge müßten auch im Rahmen des Art„ 2 € 44 AnVNG

wie rechtzeitig entrichtete Beiträge behandelt werden°

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Beklagte?

das Urteil des iSG aufzuheben und die
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. Berufung des Klägers gegen das die

Klage abweisende Urteil erster Instanz

zurückzuweisen°

Die Beklagte rügt eine Verletzung des Art„ 2.5 41'AnVNG.

Bei dieser Vorschrift dürfe zwischen Pflicht— und frei—

willigen Beiträgen kein Unterschied gemacht werden°

Der Klager beantragt9

die Revision zurückzuweisen°

Beide Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden (55 1653 155

Abs° 19 124 Abs: 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)„

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (55 162 Abs° 1
Nr„ 19 164 SGG) und begründet„

.Das Begehren des Klägers auf Berechnung seiner Rente nach

Art„ 2 5 41 AnVNG muß — entgegen der Ansicht des LSG —

an Satz 2 dieSer Vorschrift scheiterno Dabei ist es gleich—

. gültig9 ob Satz 2 i;d„Fn vor oder nach dem RVÄndGvom
90 Juni 1965 angewandt wird°

Nach der früheren Fassung? die das LSG angewandt hat? mußte
"aus den vor dem 10 Januar 1957 entrichteten Beiträgen die

Anwartschaft zu diesem Zeitpunkt nach den bis dahin gelten—

den Vorschriften erhalten" sein° Die Neufassung verlangt„

daß "aus den bis zum 28° Februar 1957 entrichteten Beiträgen

die Anwartschaft zum 510 Dezember 1956 nach den bis dahin
geltenden Vorschriften erhalten" gewesen ist° Die Neu—

fassung ist zwar rückwirkend zum 1° Januar 1957 in Kraft ge-
tretenr sie kann die Rentenhöhe aber erst vom 1° Juli 1965

an beeinflussen (Art„ 2 5 2 Nr„ 99 Art° 5 55 69 10 Abso 1
Buchst„ a RVÄndG)°
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Nach uhr beiden Fassungen können die vom Kläger im Jahre

1958 für 1956 (nach9 entrichteten Beiträge im Rahmen des

Art° 2 5 41 Satz 2 AnVNG nicht berücksichtigt werden„ Zu

_
der alten Fassung von Satz 2 hat das BSG in ständiger

_
Rechtsprechung (Vg1„ BSG409 459; 459 274; 189 1; 49„
155 und die Entscheidungen im SozR zu Art„ 2 % 42 ArVNG)

entschieden? daß bei der Prüfung der Frage„ ob aus den vor

dem 1° Januar 1957 entrichtetcn Beiträgen die Anwart—

schaft zu diesem Zeitpunkt erhalten war ‘später (nach—)

entrichtete BeiträgegrundsätzliCh nicht.berücksichtigt
werden dürfen„ Diese Beiträge können mithin im Rahmen von
Art° 2 5 41 Satz 2 AnVNG aF weder als yor_dem 10 Januar

1957 entrichtetc Beiträge gelten noch eine schon verlorene

Anwartschaft aus früher entrichteten Beiträgen rückwirkend

‚zum 1° Januar 1957 aufleben lassen° '
—‚

Bei dieser Rechtsprechung wurde durchaus erkannt9 daß sie

eine Regel durchbricht9 wonach wirksam nachentrichtete

Beiträge (Pflicht— und freimülige Beiträge) —zwarnicht
"in jeder Hinsicht" (wie manchmal formuliert wurde)? aber

doch im allgemeinen — wie rechtzeitig entrichtete Beiträe

ge zu behandeln sind (vgl° BSG 6„ 141; 8„ 88; SozR Nr°

11 zu Art° 2 5 42 ArVNG‚ Nr° 9 zu @1290 der Reichsver—
sicherungsordnung —RVOr und zur Bedeutung der in Art„ 2

5 44 AnVNGenthaltenen "Frist" BSG189 4 und SozRNr„ 9
zu Art° 2 $‚42 ArVNG)° Dafür Sind mehrere Gründe maßgebend

gewesen„ Zunächst der Wortlaut des Art° 2 S 41 Satz 2 AnVNG:
Wenn ein Sozialversicherungsgesetz von den bis zu einem

bestimmten Zeitpunkt entrichteten Beiträgen spreche9 dann

meine es die bis dahin tatsächlich entrichteten Beiträgea
Weiter der Wegfall des alten Anwartschaftsrechts mit der
Rentenneuregelung: Die später entrichteten (nachentrichte—

ten) Beiträge könnten deshalb den unter dem alten Recht zu—
letzt erreichten Anwartschaftsstand nicht mehr beeinflus—

sen„ Schließlich der Sinn und Zweck der geforderten An—

wartschaftserhaltung: Art.: 2 5 41 AnVNG widerspreche dem

Ziel der Rentenreform„ die Rente möglichst lohn— und
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beitragsgerecht zu bemessen„ Der Gesetzgeber gewähre hier

ausnahmsweise "Besitzsschutz" sogar denen? die bei einem
fiktiven Versicherungsfall zum 40 Januar 4957 nach altem

Recht eine höhere Rente erwarten konnten als beim späteren

wirklichen Versicherungsfall nach der neuen Rentenformela

Die Ausnahme beruhe auf reinen Billigkeitserwägungen$ sie
sei zeitlich und auch sonst begrenzt° Grundlage aller Bil—
ligkeitserwägungen sei die Erhaltung der Anwartschaft beim

Auslaufen des alten Rechts; in diesem Zeitpunkt müsse der

Begünstigte nach altem Recht noch versichert gewesen sein„

Hieran dürfe wegen
des besonderen Ausnahmecharakters des

Art„ 2 5 44 AnVNG nicht gerüttelt werden? zumal sich sonst

Personen Vorteile verschaffen könnten? die bei Fortdauer

des alten Rechts keine Beiträge mehr für Zeiten vor 4957 ent—

richtet hätten°

Der erkennende Senat hält an dieser Rechtsprechung fest°

Er sieht entgegen der Auffassung des LSG keinen stichhalti—

gen Grund? Pflichtbeiträge von Handwerkern anders zu behan—

delno Die angeführten Überlegungen treffen in ihrem wesent—

lichen Teil auch bei Handwerkerbeiträgen zu„ Das Gesetz macht

im Wortlaut keinen Unterschied zwischen Pflicht— und frei—

willigen Beiträgen; es läßt auch seinem Sinn und Zweck nach

nicht erkennen9 daß für Pflichtbeiträge von Handwerkern
etwas anderes gelten müßten Die bisherige Rechtsprechung

des BSG hat sich zwar nur mit freiwilligen Beiträgen befaßt9

das heißt aber nicht? daß die Erwägungen‚ die ihr zugrunde
liegen? nur bei solchen Beiträgen zutreffene Daß Pflichtbei—

träge im Gegensatz zu freiwilligen Beiträgen noch nach

Eintritt der in 5 444 Abs° 4 des Angestelltenversicherungs—

gesetzes (AVG)_genannten Versicherungsfälle nachentrichtet

werden dürfen und daß Art° 4 Abs° 4 Nr„ 2 des Gesetzes vom

27„ August 4956 (BGBl I 555) die bis Ende 4958 für Zeiten
bis 40 Januar 4954 zurück nachentrichteten Handwerkerbei—

träge für wirksam erklärt‚ hat hier keine Bedeutung° Die

Zulässigkeit einer Nachentrichtung (hier nach 5 440 Abs„ 4
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AVG) bewirkt nur‚ daß die Beiträge für die zurückliegende

Zeit wirksam entrichtet und daß sie £E.QJÄEQMEÄBEE wie
' rechtzeitig entrichtete Beiträge zu behandeln sind; daraus

‚
folgt aber nicht9 daß diese Beiträge auch im Rahmen des

'_ Art° 2 $ 44 Satz 2 AnVNG wie rechtzeitig entrichtete Bei—
träge

zu behandeln wären° Richtig ist, daß das BSG von dem

Grundsatz„ daß die nach 4956 nachentrichteten Beiträge bei

der Anwendung von Art° 2 5 44 Satz 2 AnVNG aF nicht berück—

‘sichtigt werden dürfen? Ausnahmen zugelassen hat° Diese

'Ausnahmen betreffen aber nur Fälle? in denen das Gesetz

(% 442 AVG) eine frühere Beitragsentrichtung fingiert

(SozR Nr„ 6 und 9 zu Art„ 2 5 42 ArVNG); daraus läßt sich

nicht herleitcn9 daß auch im vorliegenden Fall eine Aus—

nahme angebracht sei° — Durch BSG 499 455 ist dabei klar—

gestelltÜ daß die vergebliche Nachfrage nach Beitragsmarken

bei der Post im Dezember 4956 keine Ausnahme zu begründen

vermag; dem dahingehenden Vorbringen des Klägers hat das

LSG deshalb zu Recht keine Bedeutung beigemessen° — Soweit

das LSG_noch ausführt‚ der Kläger sei im Gegensatz zu den

freiwillig Versicherten zur Beitragsnachentrichtung ver—

pflichtet gewesen? seine Nachleistung sei deshalb nicht

durch eine ”Rentenspekulation” bedingt‚ ist zu beachten?
daß der Ausschluß von Rentenspekulationen nicht der einzige

Zweck des Art° 2 5 44 Satz 2 AnVNG(4° Halbsatz) ist;
wesentlich ist vielmehr der schon erwähnte Ausnahmecharak-

ter der Vorschrift9 der seine Grundlage in der Anwart-
schaftserhaltung zum 4° Januar 4957 findet; nur wer zu die-

sem Zeitpunkt noch versichert gewesen ist (nach altem

Recht)? soll an der besonderen Vergünstigung der Ver-

gleichsberechnung teilhaben° Dieser Personenkreis darf

nicht ohne zwingende Gründe durch weitere Ausnahmen noch
mehr? als schon geschehen9 erweitert werden° Wenn die
Gleichstellung von nachentrichteten Pflichtbeiträgen mit

rechtzeitig entrichteten Pflichtbeiträgen u°a° oft damit

-begründct worden ist„ der versicherte Arbeitnehmer dürfe

unter dem säumigen Verhalten seines Arbeitgebers nicht
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__ 7 _

leiden5
so

trifft diese Überlegung auf versicherungspflich—

tige Selbständige jedenfalls nicht zu; sie sind — wie die

freiwillig Versicherten - für ihre Beitragsentrichtung al—

lein verantwortlich;
von ihnen erwartet das Gesetz„ daß

sie ihre Beiträge rechtzeitig entrichten; nach 5 7 der

5Durchführungsverordnung (DVD) vom45° Juli 4959 (BGBl I 4255)

hat der Kläger die Beiträge jeweils am letzten Werktag des

Kalend0rmonats‚ für den er sie schuldetev entrichten müs-

sen„ Der Kläger ist deshalb säumig gewesen? wenn er sämtliche

Beiträge für 4956 erst 4958 nachentrichtct hat„ Hätte er auch

nur einen Beitrag für 4956 rechtzeitig entrichtet? wie es
seiner Pflicht entsprach? dann könnte ihm (weil die Erhal—

tung der Anwartschaft aus einem Beitrag hierfür schon genügt9

vgl° BSG 409 459) die Vergleichsberechnung seiner Rente nicht

vorenthalten werden° So aber ist sie nicht möglich„ Dadurch

nämlich„ daß der Kläger für das Jahr 4956 bis zu seinem

Ablauf keine Beiträge entrichtet hat“ war zum 4° Januar 4957

die Anwartschaft aus allen vor 4957 entrichteten Beiträgen

erloschen (@ 52 AVG aF i„V„m° @ 4264 RVO aF)° Sie wäre nur
erhalten gewesen9 wenn am 4° Jenuar 4957 die sog° Halbdeckung

(@ 4265 EVO aF) gegeben gewesen wäre; das traf aber ebenfalls
nicht zu°

Die Voraussetzungen für die Vergleichsberechnung nach Art° 2

$ 44 Satz 2-AnVNG aF (4. Halbsatz) sind deshalb nicht er—
füllt° Das gleiche gilt aber auch für die Voraussetzungen

der Neufassung der Vorschrift durch das RVÄndGoNach der Neu—
fassung müssen zwar von den nach 4956 nachentrichteten Bei—

trägen nun die bis 28° Februar 4957 entrichteten mitberück—

sichtigt werden; da die Beiträge für 4956 vom Kläger erst

4958 entrichtet sinde wirkt sich die Gesetzesänderung_für

ihn jedoch nicht aus„ Darüber hinaus hat die Neufassung näm—

lich keine .hfÄnderung gebracht° Sie hat den für die An—
wartschaft maßgebenden Zeitpunkt nur scheinbar vom 4° Janu—

ar 4957 auf den 34„ Dezember4956 verschoben; in Wahrheit
ist nach wie vor der gleiche Zeitpunkt gemeint° Das ist auch

die Auffassung des 420 Senats; er hat im Urteil vom 28° Juli
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1966 (SozR Nr° 55 zu Art° 2 5 42 ArVNG) mit überzeugender
Begründung dargelegt9 daß das RVÄndG das bisherige Recht

insoweit nicht geändert hat„ Der erkennende Senat schließt

sich dem an„ Bei der Erhaltung der Anwartschaft ist nach

wie vor auf den Zeitpunkt abzustellen9 an dem die Rentenneu—

regelung das alte Recht abgelöst hat; zu dieser Zeit (Be—

ginn des 1„ Januar 1957 = Ablauf des 51° Dezember 1956) muß

die Anwartschaft nach altem Recht erhalten gewesen sein„'

Dasbedeutet, daßim RahmendesArt„ 2 5 44 Satz 2 AnVNG
aF und nF die Anwartschaftsvorschriften des alten Rechts

so anzuwenden sind? als ob mit dem Inkrafttreten des neuen

Rechts? d‚h; am 1° Januar 1957 ein fiktiver Versicherungs—

fall eingetreten wäre° Daß zu diesem Zeitpunkt die Anwart—

schaft nach den Vorschriften des alten Rechts beim Kläger

' aus allen vor Januar bzw; März 1957 entrichteten Beiträé

gen nicht erhalten war„ ist bereits ausgeführt°

' Auf die
Revision

der Beklagten muß deshalb das Urteil des

LSG aufgehoben und die Berufung des Klägers gegen das die

Klage abweisende Urteil des Sozialgerichts zurückgewiesen

werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf @195 SGG°
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